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des Rechts in der politischen Organisation der DDR und 
dem Ausbau der Wechselbeziehungen zwischen den staat­
lichen Organen und allen anderen Bestandteilen des poli­
tischen Systems zur effektiven Lösung der gesellschaftli­
chen Aufgaben und zur Festigung der Arbeiter-und- 
Bauem-Macht“.

Zu einem ersten Problemkreis lassen sich die Diskus­
sionsbeiträge zu theoretischen und praktisch politischen 
Problemen des politischen Systems, zur Rolle und Funk­
tion des sozialistischen Staates im politischen System sowie 
zu methodologischen Problemen staatstheoretischer Unter­
suchungen zusammenfassen.

So gingen beispielsweise R. W i l l  (Institut für Theorie 
des Staates und des Rechts an der Akademie der Wissen­
schaften der DDR) und Prof. Dr. W. W i p p о 1 d (Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin) der 
Frage nach, ob mit der Kennzeichnung des sozialistischen 
Staates als Hauptinstrument' der von der Arbeiterklasse 
geführten Werktätigen seine Stellung in der politischen 
Organisation der DDR hinreichend bestimmt sei. In Aus­
einandersetzung mit bürgerlichen und revisionistischen 
Verfälschungen der marxistisch-leninistischen Lehre vom 
sozialistischen Staat legten sie dar, daß der sozialistische 
Staat seinem Wesen nach die Einheit von Hauptinstrument 
und umfassender Massenorganisation verkörpert. Sie ka­
men zu der Schlußfolgerung, daß der demokratische Zen­
tralismus Grundprinzip sowohl des sozialistischen Staates 
als auch der politischen Organisation ist.

Prof. Dr. W. G г а h n (Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft der DDR) setzte sich mit Theorien und 
Praktiken des politischen Pluralismus auseinander und 
wies deren antisozialistische politische Zielstellung nach.

Prof. Dr. R. D а u (Pädagogische Hochschule Dresden) 
untersuchte das Verhältnis von wissenschaftlich-techni­
schem Fortschritt und Führungstätigkeit der Partei der 
Arbeiterklasse und setzte sich dabei mit entsprechenden 
Angriffen bürgerlicher Ideologen auseinander.

Über die Aufgaben der Landesverteidigung im politi­
schen System des Sozialismus und speziell über die frie­
densverteidigende und friedenserhaltende Funktion des 
sozialistischen Staates sprach Oberst Dr. L. K r u m b i e -  
g e 1 (Ministerium für Nationale Verteidigung).

Ein zweiter Problemkreis der Arbeitsgruppe betraf 
staats- und rechtstheoretische Aspekte des Zusammen­
wirkens staatlicher Organe mit gesellschaftlichen Organi­
sationen und anderen gesellschaftlichen Kräften bei der 
Verwirklichung der Einheit von Wirtschafts- und Sozial­
politik.

Mit der Rolle der Arbeitskollektive im politischen 
System beschäftigte sich Dr. O. U n g e r  (Institut für 
Theorie des Staates und des Rechts an der Akademie der 
Wissenschaften der DDR). Anhand von Untersuchungs­
ergebnissen verdeutlichte er, daß sich die zunehmend ak­
tive Rolle der Arbeitskollektive nicht im Selbstlauf, son­
dern vor allem über die Produktion, über die staatliche 
Leitung und Planung verwirklicht. Die Arbeitskollektive 
verkörpern die Verbindung von gesellschaftlichen und per­
sönlichen Interessen im täglichen Prozeß der Produktion. 
Hieran zeigt sich die Realität des Zusammenhangs von 
Ökonomie und sozialistischer Demokratie.

Dr. E. А. К о s I о w (Institut für Staat und Recht an 
der Akademie der Wissenschaften der UdSSR) griff diesen 
Gedanken auf und erläuterte die Bedeutung der verfas­
sungsrechtlichen Verankerung der Arbeitskollektive als 
Grundzelle des sozialen Organismus. Er legte am Beispiel 
der Praxis in der Sowjetunion ferner dar, wie mittels der 
Sozialpolitik zielgerichtet auf die Subjekte des politischen 
Systems eingewirkt und so zur Durchsetzung objektiver 
Gesetzmäßigkeiten beigetragen wird.

Über die Rolle der Gewerkschaften bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, 
insbesondere über ihr Wirken zur Ausprägung sozialisti­
scher Denk- und Verhaltensweisen, vor allem im Rahmen 
des sozialistischen Wettbewerbs und der Neuerertätigkeit, 
sprach G. M o l k e n t h i n  (Zentralvorstand der Gewerk­
schaft Mitarbeiter der Staatsorgane und der Kommunal­
wirtschaft).

In einem dritten Problemkreis ging es um die Spezifik 
des Rechts sowie um die weitere Ausgestaltung der Rechts­
grundlagen der politischen Organisation der DDR.

Mit der Rolle des sozialistischen Rechts bei der Leitung 
der Gesellschaft und bei der Vervollkommnung der ge­

sellschaftlichen Beziehungen befaßte sich Dr. M. M i - 
c h a i l o w a  (Institut für Staat und Recht der Bulgari­
schen Akademie der Wissenschaften). Besondere Bedeu­
tung maß sie der Bestimmung der Ziele bei, die mit dem 
Recht erreicht werden sollen.

Prof. Dr. K. G1 ä ß (Sektion Rechtswissenschaft der 
Karl-Marx-Universität Leipzig) wandte sich dem Zu­
sammenhang von staatlich-rechtlichen und nicht staatlich- 
rechtlichen Beziehungen (beruhend auf anderen Sozial­
normen) zu, wobei er auf Ähnlichkeiten wie auch auf 
Spezifika beider Beziehungen hinwies, deren wissenschaft­
liche Analyse er für geboten hielt.

Auf unterschiedliche Auffassungen in der Rechtstheo­
rie bei der Bestimmung der wachsenden Rolle des sozia­
listischen Rechts machte Prof. Dr. R. S c h ü s s e l e r  (Sek­
tion Staats- und Rechtswissenschaft der Martin-Luther- 
Universität Halle) aufmerksam. Obwohl das Recht einen 
wichtigen Platz in der politischen Organisation einnimmt, 
erfaßt es nicht die gesamte staatliche Tätigkeit, z. B. nicht 
die Planungsprozesse. Entscheidend kommt es auf die Er­
höhung der Regelungsqualität des Rechts an.

Ein generelles Thema der Arbeitsgruppe war die Rolle 
und Verwirklichung der gesamtgesellschaftlichen Inter­
essen, die im Sozialismus mit den Klasseninteressen der 
Arbeiterklasse und damit mit den objektiven Erforder­
nissen der gesellschaftlichen Entwicklung identisch sind. 
Deshalb brauchen in der sozialistischen Gesellschaft die 
Grundinteressen der werktätigen Massen nicht gegen den 
Staat durchgesetzt zu werden; vielmehr ist der Staat selbst 
das Hauptinstrument zu ihrer Verwirklichung, und die 
bewußte Teilnahme der werktätigen Massen an der Staats­
politik ist zugleich eine der wichtigsten Garantien dafür. 
Ausführlich wurde unter verschiedenen Aspekten in der 
Diskussion nachgewiesen, daß wie immer auch geartete 
„Pluralismus-Modelle“ in der politischen Organisation des 
Sozialismus keinen Platz finden können.

Wirksamkeit der staatlichen Leitung und des Rechts

Gegenstand der Beratungen in der Arbeitsgruppe II, die 
von Prof. Dr. U.-J. H e u e r  (Zentralinstitut für sozialisti­
sche Wirtschaftsführung beim Zentralkomitee der SED) 
geleitet wurde, war der Komplex „Zur weiteren Erhöhung 
der gesellschaftlichen Wirksamkeit der staatlichen Leitung 
und des sozialistischen Rechts bei der Verwirklichung der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und So­
zialpolitik“ .

Prof. Dr. W. K. M a m u t o w  (korrespondierendes Mit­
glied der Akademie der Wissenschaften der Ukrainischen 
SSR) veranschaulichte die Rolle des Rechts bei der Rege­
lung der Wirtschaftsbeziehungen und erläuterte die sich 
daraus ergebenden Aufgaben für die sowjetische Rechts­
wissenschaft. Unter Hinweis auf die Dialektik von Basis 
und Überbau betonte er, daß die Wirksamkeit der Rechts­
wissenschaft letztlich an ihrem Beitrag zur Lösung der 
ökonomischen Fragen gemessen werden muß. Daher sind 
die Rechtswissenschaftler verpflichtet, in ihrer Zusammen­
arbeit mit der ökonomischen Praxis und der Wirtschafts­
wissenschaft sowohl in theoretischer wie in praktischer 
Hinsicht Angebote zu unterbreiten, wie das Recht als In­
strument zur Gestaltung der ökonomischen Prozesse noch 
effektiver eingesetzt werden kann.

Am Beispiel des Wirtschaftsrechts unterstrich Prof. Dr. 
H. O b e r l ä n d e r  (Sektion Staats- und Rechtswissen­
schaft der Friedrich-Schiller-Universität Jena) die Not­
wendigkeit, der tatsächlichen Wirkung der Rechtsnormen' 
auf das soziale Verhalten nachzugehen und die Ursachen 
zu ermitteln, wenn die angestrebte Zielstellung der Norm 
nicht erreicht wird. Um die Potenzen des Rechts im Hin­
blick auf die Durchsetzung von Ordnung und Disziplin bes­
ser zu nutzen, sind klare Rechte-und-Pflichten-Strukturen 
einschließlich der Festlegung von Rechtsfolgen für die 
Verletzung von Rechtspflichten erforderlich.

Ausgehend von Überlegungen von Prof. Dr. L. L о t z e 
(Sektion Staats- und Rechtswissenschaft der Martin- 
Luther-Universität Halle) zu der These, daß der Planungs­
prozeß nicht nur Rechtsanwendungsprozeß, sondern auch 
Rechtsschöpfungsprozeß ist, wurde in der Arbeitsgruppe II 
über die rechtliche Qualität des Gesetzes über den Volks­
wirtschaftsplan, über die Regelung des Planungsprozesses, 
über den Rechtscharakter von Aufgabennormen sowie über


